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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU einge brachten 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Zweiten 
V ermögensbildungsgesetzes 

— Drucksache V/3402 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur 
Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 

— Drucksache V/3532 — 


A. Bericht des Abgeordneten Stephan 


L Allgemeines 

Der Bundestag hat in seiner 224. Sitzung vom 
26. März 1969 die Gesetzentwürfe der Fraktion 
der CDU/CSU und der Bundesregierung an den 
Ausschuß für Arbeit als federführenden Ausschuß 
sowie an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen und den Ausschuß für Sozialpolitik 
zur Mitberatung und an den Haushaltsausschuß 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. Der 
Ausschuß für Arbeit hat eine Arbeitsgruppe einge- 
setzt, die in zwei Sitzungen am 21. April 1969 und 
6. Mai 1969 die Gesetzentwürfe vorberaten hat. 
Der Ausschuß für Sozialpolitik hat am 9. Mai 1969 
und der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen am 3. Juni 1969 schriftlich zu den Entwürfen 
Stellung genommen. Der Arbeitsausschuß hat am 
4. Juni 1969 die Gesetzentwürfe abschließend be- 


raten. Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht 
nach § 96 der Geschäftsordnung gesondert erstatten. 

Der Regierungsentwurf hatte im wesentlichen das 
Ziel, die Anwendung des Zweiten Vermögensbil- 
dungsgesetzes in der Praxis zu erleichtern. 

Er schlug deshalb vor, die im Bereich der Sozial- 
versicherung möglichen Härten zu beseitigen, sowie 
den Arbeitsaufwand für die beteiligten Stellen ein- 
zuschränken und eine Reihe von Zweifelsfragen 
zu beseitigen. Der Ausschuß billigte diese Ziel- 
setzung des Entwurfs. Er übernahm darüber hinaus 
aus dem Entwurf der CDU/CSU-Fraktion folgende 
wichtige Änderungen: 

a) Vermögenswirksame Leistungen sollen nicht auf 
die prämienbegünstigten Höchstbeträge nach 
dem Spar-Prämiengesetz und Wohnungsbau- 
Prämiengesetz angerechnet werden. 
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b) Der steuerliche Abzugsbetrag für Arbeitgeber, 
die ihren Arbeitnehmern vermögenswirksame 
Leistungen gewähren, soll von z. Z. höchstens 
800 DM auf höchstens 3000 DM im Kalenderjahr 
erhöht werden. 

Der Wirtschaftsausschuß hatte ferner vorgeschla- 
gen zu prüfen, ob der Betrag von 312 DM entspre- 
chend dem Entwurf der CDU/CSU-Fraktion für 
Ehepartner, bei denen der eine Ehepartner nicht 
Arbeitnehmer ist, verdoppelt werden kann sowie 
in Zukunft nicht mehr zuzulassen, daß für Bau- 
sparbeiträge, die als vermögenswirksame Leistun- 
gen steuerfrei sind, der Sonderausgabenabzug nach 
§ 10 des Einkommensteuergesetzes geltend gemacht 
werden kann. Der Arbeitsausschuß hat diese Vor- 
schläge nicht übernommen. 


II. Zu den Vorschriften im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe c des Regierungsent- 
wurfs 

Der Ausschuß hat das Wort „nachstehenden" ein- 
gefügt, um Auslegungsschwierigkeiten zu verhin- 
dern, die sich ergeben hätten, wenn der neue § 1 
Abs. 3 des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes 
auch für Beamte, Richter usw. entsprechend anzu- 
wenden gewesen wäre. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 
des Regierungsentwurfs 

In § 2 Abs. 1 Buchstabe c Nr. 1 des Zweiten Ver- 
mögensbildungsgesetzes ist das Wort „Erweite- 
rung" eingeführt worden, weil dem Ausschuß auch 
die Finanzierung baulicher Maßnahmen, die zu 
einer Erweiterung des bisher vorhandenen Wohn- 
raums führen, unter eigentumspolitischen Gesichts- 
punkten für förderungswürdig erschien. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b des Regierungsent- 
wurfs 

Die Neufassung des § 2 Abs. 2 Buchstabe b des 
Zweiten Vermögensbildungsgesetzes trägt der Re- 
gierungsvorlage des Steueränderungsgesetzes 1969 
Rechnung. Dort wird für die korrespondierenden 
Vorschriften des Spar-Prämiengesetzes und des 
Wohnungsbau-Prämiengesetzes der Übergang auf 
das Stichtagsprinzip vorgeschlagen. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a des Regierungsent- 
wurfs 

Der Ausschuß hat über die Regierungsvorlage 
hinaus beschlossen, daß im öffentlichen Dienst die 
Bestimmung des Termins, zu dem die einmalige 
Anlage von Teilen des Arbeitslohns verlangt wer- 
den kann, der Mitbestimmung der zuständigen Per- 
sonalvertretung unterliegt. Dies gilt für den gesam- 
ten öffentlichen Dienst und nicht nur für den Bereich 
des Bundes. Allerdings wird die vorgesehene Rege- 


lung praktische Bedeutung nur in den Fällen haben, 
wo bei den Arbeitgebern (öffentlicher Dienstherr) 
eine Personalvertretung gebildet ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b des Regierungs- 
entwurfs 

Der Ausschuß hat in § 13 Abs. 2 des Zweiten 
Vermögensbildungsgesetzes die Worte „oder, wenn 
der Arbeitnehmer einen Kinderfreibetrag für 3 oder 
mehr Kinder nach § 32 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes erhält, 39 Deutsche Mark" 
ersatzlos gestrichen. Der Ausschuß ist damit dem 
Vorschlag des Ausschusses für Sozialpolitik gefolgt, 
weil in der Streichung eine wesentliche weitere 
Vereinfachung des Verfahrens liegt. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 des Regierungsentwurfs 

Der Ausschuß hat beschlossen, den derzeitigen 
Betrag von 800 DM, bis zu dem 30 v. H. der vom 
Arbeitgeber erbrachten vermögenswirksamen Lei- 
stungen von der Steuerschuld abgezogen werden 
können, auf höchstens 3000 DM zu erhöhen. Damit 
können in Zukunft Betriebe mit bis zu 32 Arbeit- 
nehmern die steuerliche Begünstigung voll ausnut- 
zen (bislang bis zu acht Arbeitnehmern). Der Aus- 
schuß geht davon aus, daß diese Erhöhung des 
Steuerabzugsbetrages zu einer verstärkten Gewäh- 
rung zusätzlicher vermögenswirksamer Leistungen 
im Bereich der mittelständischen Unternehmen füh- 
ren wird. 

Im neuen § 14 Abs. 3 des Zweiten Vermögens- 
bildungsgesetzes ist gegenüber dem Regierungsent- 
wurf § 46 Abs. 2 Nr. 6 Buchstabe a des Einkommen- 
steuergesetzes durch § 46 Abs. 2 Nr. 8 Buchstabe a 
ersetzt worden. Darin liegt keine sachliche Ände- 
rung; vielmehr wird nur der auf das Steuerände- 
rungsgesetz 1968 zurückzuführenden neuen Beziffe- 
rung in § 46 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
Rechnung getragen. 

Zu Artikeln 2 und 3 

Der Ausschuß hat, um das Gesetz attraktiver zu 
machen, beschlossen, daß Prämien für vermögens- 
wirksame Leistungen in Zukunft nicht mehr auf 
die Prämienhöchstbeträge des Spar-Prämiengesetzes 
oder Wohnungsbau-Prämiengesetzes angerechnet 
werden sollen. Eine entsprechende Änderung der 
beiden Prämiengesetze wird in den neuen Arti- 
keln 2 und 3 vorgeschlagen. Darüber hinaus wird 
für vermögenswirksame Leistungen auch das Ver- 
bot aufgehoben, Sparprämien und Wohnungsbau- 
prämien in demselben Kalenderjahr nebeneinander 
geltend zu machen. Dies bedeutet, daß für nach 
§ 12 Abs. 1 des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes 
steuerfreie vermögenswirksame Leistungen Prämien 
nach dem Spar-Prämiengesetz oder Wohnungsbau- 
Prämiengesetz unabhängig davon in Anspruch ge- 
nommen werden können, ob der Arbeitnehmer be- 
reits nach einem der beiden Prämiengesetze Spar- 
leistungen erbracht und dafür Prämien beantragt 
hat. Die Vorschrift, wonach bei Inanspruchnahme 
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des Sonderausgabenabzugs für Bausparbeiträge die 
Gewährung von Sparprämien oder Wohnungsbau- 
prämien ausgeschlossen ist, wird durch die vorge- 
schlagene Änderung nicht berührt. Diese Regelung 
soll rückwirkend für Sparleistungen, die nach dem 
31. Dezember 1968 erbracht worden sind, gelten. 


Bonn, den 10. Juni 1969 


Stephan 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen V/3402, V/3532 
— in der nachstehenden Fassung anzunehmen, 

2. die zu den Gesetzentwürfen eingangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 10. Juni 1969 


Der Ausschuß für Arbeit 


Müller (Remscheid) 

Vorsitzender 


Stephan 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förderung der 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 


Das Zweite Gesetz zur Förderung der Vermögens- 
bildung der Arbeitnehmer (Zweites Vermögens- 
bildungsgesetz — 2. VermBG) vom 1. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 585) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes 
sind Arbeiter und Angestellte einschließlich 
der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. 
Als Arbeitnehmer gelten auch die in Heim- 
arbeit Beschäftigten." 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten 
nicht 

a) für vermögenswirksame Leistungen 
juristischer Personen an Mitglieder 
des Organs, das zur gesetzlichen 
Vertretung der juristischen Person 
berufen ist, 

b) für vermögenswirksame Leistungen 
von Personengesamtheiten an die 
durch Gesetz, Satzung oder Gesell- 
schaftsvertrag zur Vertretung der 
Personengesamtheit berufenen Per- 
sonen." 

c) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Für Beamte, Richter, Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit sowie berufsmäßige An- 
gehörige und Angehörige auf Zeit des Zivil- 
schutzkorps gelten die nachstehenden Vor- 
schriften dieses Gesetzes entsprechend." 

2. § 2 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) als Sparbeiträge des Arbeitnehmers, 
die nach den Vorschriften des Spar- 
Prämiengesetzes angelegt werden 
(zum Beispiel Beiträge auf Grund von 
allgemeinen Sparverträgen, Beiträge 
auf Grund von Sparverträgen mit 


festgelegten Sparraten, Aufwendun- 
gen für den Erwerb von Wert- 
papieren und Anteilscheinen); die 
unbeschränkte Einkommensteuer- 
pflicht des Arbeitnehmers (§ 1 Abs. 1 
des Spar-Prämiengesetzes) ist nicht 
erforderlich," 

bb) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) als Aufwendungen des Arbeit- 
nehmers, die nach den Vorschriften 
des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 
angelegt werden; die unbeschränkte 
Einkommensteuerpflicht des Arbeit- 
nehmers (§ 1 Abs. 1 des Wohnungs- 
bau-Prämiengesetzes) ist nicht er- 
forderlich," 

cc) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) als Aufwendungen des Arbeit- 
nehmers 

1. zum Bau, zum Erwerb oder zur 
Erweiterung eines Wohngebäudes 
oder einer Eigentumswohnung, 

2. zum Erwerb eines Dauerwohn- 
rechts im Sinne des Wohnungs- 
eigentumsgesetzes, 

3. zum Erwerb eines Grundstücks 
für Zwecke des Wohnungsbaus 
oder 

4. zur Erfüllung von Verpflichtun- 
gen, die im Zusammenhang mit 
den in den Nummern 1 bis 3 be- 
zeichneten Vorhaben eingegangen 
worden sind." 

dd) Buchstabe e Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„e) als Aufwendungen des Arbeit- 
nehmers zur Begründung von Dar- 
lehensforderungen gegen den Arbeit- 
geber zu einem Zinsfuß von min- 
destens vier vom Hundert." 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 
„(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buch- 
staben a bis c können die Leistungen auch 
erbracht werden 

a) zugunsten des Ehegatten des Arbeit- 
nehmers, der mindestens seit Beginn 
des maßgebenden Kalenderjahres 
mit dem Arbeitnehmer verheiratet 
ist und von ihm nicht dauernd ge- 
trennt lebt, 
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b zugunsten der in § 32 Abs. 2 Ziff. 3 
des Einkommensteuergesetzes be- 
zeichneten Kinder, die zu Beginn 
des maßgebenden Kalenderjahres 
das 17. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet hatten oder die in diesem 
Kalenderjahr lebend geboren wur- 
den." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und 
erhält folgende Fassung: 


d) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„ (4) In den Fällen des Absatzes 1 Buch- 
stabe c hat der Arbeitnehmer dem Arbeit- 
geber die zweckentsprechende Verwendung 
der in einem Kalenderhalbjahr erhaltenen 
vermögenswirksamen Leistungen jeweils bis 
zum Ende des folgenden Kalenderhalbjahres 
nachzuweisen. 

3. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

„(2) Vermögenswirksame Leistungen, die in 
Tarifverträgen vereinbart werden, werden nur 
dann nach den Vorschriften dieses Gesetzes ge- 
fördert, wenn die Tarifverträge nicht die Mög- 
lichkeit versehen, daß statt einer vermögens- 
wirksamen Leistung eine andere Leistung, ins- 
besondere eine Barleistung, erbracht wird." 

4. § 4 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Es wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Der Arbeitgeber kann einen Termin im 
Kalenderjahr bestimmen, zu dem die Arbeit- 
nehmer des Betriebs oder Betriebsteils die 
einmalige Anlage von Teilen des Arbeits- 


lohns nach Absatz 2 verlangen können. Die 
Bestimmung dieses Termins unterliegt der 
Mitbestimmung des Betriebsrats oder der zu- 
ständigen Personalvertretung; das für die 
Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten 
vorgeschriebene Verfahren ist einzuhalten. 
Der nach Satz 1 bestimmte Termin ist den 
Arbeitnehmern in jedem Kalenderjahr erneut 
in geeigneter Form bekanntzugeben. Zu einem 
anderen als dem nach Satz 1 bestimmten Ter- 
min kann der Arbeitnehmer eine einmalige 
Anlage nach Absatz 2 nur verlangen 

a) von Teilen des Arbeitslohns, den er 
im letzten Lohnzahlungszeitraum 
des Kalenderjahres erzielt, oder 

b) von Teilen besonderer Zuwendun- 
gen, die im Zusammenhang mit dem 
Weihnachtsfest oder Jahresende ge- 
zahlt werden." 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Ab- 
sätze 4 bis 6. 

c) In dem neuen Absatz 5 werden die Worte 
„2 und 3" durch die Worte „2 bis 4" ersetzt. 

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Auch vermögenswirksam angelegte 
Teile des Arbeitslohns sind vermögenswirk- 
same Leistungen im Sinne dieses Gesetzes." 


§12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Vermögenswirksame Leistungen nach 
diesem Gesetz, die der Arbeitnehmer im 
Rahmen der Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit im Sinne des § 19 Abs. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes erhält, gelten nicht als 
steuerpflichtige Einnahmen, soweit sie 312 
Deutsche Mark im Kalenderjahr nicht über- 
steigen. Erhält der Arbeitnehmer im Kalender- 
jahr einen Kinderfreibetrag für drei oder 
mehr Kinder nach § 32 Abs. 2 Ziffer 1 bis 3 
des Einkommensteuergesetzes, so erhöht sich 
der in Satz 1 genannte Betrag um 50 vom 
Hundert." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „§ 2 
Abs. 2 Satz 3 Wohnungsbau-Prämiengesetz" 
durch die Worte „§ 2 Abs. 1 Nr. 3 und 4 und 
Abs. 2 Satz 3 Wohnungsbau-Prämiengesetz" 
ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wir folgt geändert und ergänzt: 
aa) Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die Eintragung der vermögenswirk- 
samen Leistungen im Lohnkonto und 
in steuerrechtlichen Bescheinigun- 
gen." 

bb) Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Begründung von Anzeigepflichten 
für den Arbeitgeber und das Unter- 


„(3) In deij Fällen des Absatzes i Buch- 
staben a und b hat der Arbeitgeber für die 
berechtigten Arbeitnehmer unmittelbar an das 
Unternehmen oder Institut zu leisten, bei dem 
die vermögenswirksame Anlage zu erfolgen 
hat. Dabei sind gegenüber dem Unternehmen 
oder Institut die vermögenswirksamen Lei- 
stungen zu kennzeichnen und die steuerfrei 
behandelten Beträge besonders auszuweisen. 
Das Unternehmen oder Institut hat ebenfalls 
die vermögenswirksamen Leistungen des 
Arbeitgebers zu kennzeichnen und die steuer- 
freien Beträge besonders auszuweisen. Es hat 
dem Arbeitgeber die Art der Anlage der ver- 
mögenswirksamen Leistungen schriftlich zu 
bestätigen. Bei laufenden vermögenswirk- 
samen Leistungen auf einem nach dem 
Spar-Prämiengesetz oder dem Wohnungsbau- 
Prämiengesetz abgeschlossenen Vertrag ge- 
nügt die Bestätigung der Art der Anlage der 
ersten vermögenswirksamen Leistung. Kann 
eine weitere Leistung des Arbeitgebers nicht 
mehr die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Buchstaben a oder b erfüllen, so hat das 
Unternehmen oder Institut dies dem Arbeit- 
geber unverzüglich schriftlich anzuzeigen." 
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nehmen oder Institut, bei dem die 
vermögenswirksame Leistung ange- 
legt ist, soweit dies zur Sicherung 
der Nachversteuerung erforderlich 
ist." 

cc) Die bisherige Nummer 3 in Satz 1 wird 
gestrichen. Die bisherige Nummer 4 in 
Satz 1 wird Nummer 3. 

dd) In Satz 1 wird folgende neue Nummer 4 
angefügt: 

„4. das Nähere der steuerlichen Behand- 
lung von vermögenswirksamen Lei- 
stungen bei mehreren Dienstverhält- 
nissen des Arbeitnehmers, um sicher- 
zustellen, daß die in Absatz 1 ge- 
nannten Beträge nicht überschritten 
werden. Dabei kann auch bestimmt 
werden, in welcher Weise die in 
Absatz 1 genannten Beträge in einem 
Dienstverhältnis, für das eine zweite 
oder eine weitere Lohnsteuerkarte 
vorgelegt worden ist, zu berücksich- 
tigen sind." 

ee) In Satz 2 werden die Worte „und daß 
das Unternehmen oder Intsitut oder der 
Arbeitgeber für die Einbehaltung und 
Abführung der pauschalen Lohnsteuer 
haftet" gestrichen. 

d) Es wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Das Unternehmen oder Institut oder der 
Arbeitgeber haftet, soweit auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 Satz 2 eine 
Verpflichtung zur Einbehaltung und Abfüh- 
rung der pauschalen Lohnsteuer besteht, für 
die pauschale Lohnsteuer sowie bis zur Höhe 
der pauschalen Lohnsteuer bei Verletzung 
der in der Rechtsverordnung nach Absatz 3 
Satz 1 Nr. 2 bestimmten Anzeigepflichten. 
Das Unternehmen oder Institut haftet ferner 
bei Verletzung der Anzeigepflicht nach § 2 
Abs. 3 letzter Satz für die Lohnsteuer, die auf 
Grund der Pflichtverletzung zu wenig erhoben 
worden ist." 

e) Absatz 4 wird Absatz 5 und erhält folgende 
Fassung: 

„ (5) VermÖgenswirksame Leistungen nach 
diesem Gesetz gehören nicht zur Lohnsumme 
im Sinne des § 24 des Gewerbesteuergesetzes, 
soweit sie für den einzelnen Arbeitnehmer 
die in Absatz 1 genannten Beträge nicht über- 
steigen. Dies gilt nicht für vermögenswirk- 
same Leistungen, die nach § 4 vereinbart 
werden, und für sonstige vermögenswirksame 
Leistungen, die nicht über den geschuldeten 
Arbeitslohn hinaus erbracht werden." 

6. § 13 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es werden folgende Absätze 2 und 3 angefügt: 

„(2) Bei der Berechnung der Leistungen aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung und 


der Arbeitslosenversicherung sind vermögens- 
wirksame Leistungen als Entgelt zu berück- 
sichtigen, soweit sie in dem für die Bemes- 
sung der Leistungen maßgebenden Zeitraum 
bei dem einzelnen Arbeitnehmer 26 Deutsche 
Mark übersteigen. 

(3) Bei der Berechnung des Zuschusses 
nach § 1 des Gesetzes zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle ist von dem unter Berück- 
sichtigung der Absätze 1 und 2 berechneten 
Krankengeld oder Rechnungsbetrag des 
Krankengeldes auszugehen, der zu zahlen 
wäre, wenn keine Krankenhauspflege ge- 
währt würde. Zum Arbeitsentgelt, das der 
Berechnung des Nettoarbeitsentgelts nach § 2 
Abs. 1 des Gesetzes zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle zugrunde zu legen ist, ge- 
hören auch VermÖgenswirksame Leistungen, 
es sei denn, der Arbeitgeber ist verpflichtet, 
die vermögenswirksamen Leistungen auch 
während der Erkrankung des Arbeiters zu 
erbringen." 

7. § 14 erhält folgende Fassung: 

»§ 14 

(1) Für Steuerpflichtige, die ihren Arbeit- 
nehmern vermögenswirksame Leistungen nach 
diesem Gesetz erbringen, ermäßigt sich die Ein- 
kommensteuer oder Körperschaftsteuer für den 
Veranlagungszeitraum, in dem die Leistungen er- 
bracht worden sind, um 30 vom Hundert der 
Summe der vermögenswirksamen Leistungen, 
höchstens aber um insgesamt 3000 Deutsche Mark. 
Bei Ehegatten, die beide die Voraussetzungen 
des Satzes 1 erfüllen, gilt der Höchstbetrag von 
3000 Deutsche Mark für jeden Ehegatten. Wird 
der Gewinn nach einem vom Kalenderjahr ab- 
weichenden Wirtschaftsjahr ermittelt, so bemißt 
sich die Steuerermäßigung nach den vermögens- 
wirksamen Leistungen in dem Wirtschaftsjahr, 
das im Veranlagungszeitraum endet. Für ver- 
mögenswirksame Leistungen, die eine offene 
Handelsgesellschaft, eine Kommanditgesellschaft 
oder eine andere Gesellschaft, bei der die Gesell- 
schafter als Unternehmer (Mitunternehmer) an- 
zusehen sind, ihren Arbeitnehmern erbringt, er- 
mäßigt sich die Einkommensteuer oder Körper- 
schaftsteuer für alle Gesellschafter zusammen um 
höchstens 3000 Deutsche Mark. Diese Steuer- 
ermäßigung ist auf die einzelnen Gesellschafter 
nach dem Verhältnis ihrer Gewinnanteile in dem 
Wirtschaftsjahr, das im Veranlagungszeitraum 
endet, aufzuteilen und bei den Gesellschaftern 
im Rahmen des in den Sätzen 1 und 2 bezeich- 
neten Höchstbetrags zu berücksichtigen. Voraus- 
setzung für die Gewährung der Steuerermäßi- 
gung ist, daß der Steuerpflichtige oder die Ge- 
sellschaft am 1. Oktober des Kalenderjahres, das 
dem Veranlagungszeitraum vorausgegangen ist, 
insgesamt nicht mehr als 50 Arbeitnehmer be- 
schäftigt hat. 
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(2) Absatz 1 gilt nicht für vermögenswirksame 
Leistungen, die nach § 4 vereinbart werden, und 
für sonstige vermögenswirksame Leistungen, die 
nicht über den geschuldeten Arbeitlohn hinaus 
erbracht werden. Soweit die vermögenswirk- 
samen Leistungen für den einzelnen Arbeit- 
nehmer die in § 12 Abs. 1 genannten Beträge 
übersteigen, sind sie bei Anwendung des Ab- 
satzes 1 nicht zu berücksichtigen. 

(3) Besteht das Einkommen des Arbeitgebers 
ganz oder teilweise aus Einkünften aus nicht- 
selbständiger Arbeit, von denen ein Steuerabzug 
vorgenommen worden ist, und liegen die Vor- 
aussetzungen des § 46 Abs, 1 und 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes nicht vor, so kann die Ver- 
anlagung zur Anwendung des Absatzes 1 be- 
antragt werden; § 46 Abs. 2 Ziffer 8 Buchstabe a 
und Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes ist 
sinngemäß anzuwenden." 

8. § 15 wird gestrichen. 


Artikel 2 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung vom 
21. Februar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 133), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1969 vom 

. . . 1969 (Bundesgesetzbl. I S ) wird wie folgt 

geändert: 

1. In § 2 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Prämien für Sparbeiträge, die steuerfreie 
vermögenswirksame Leistungen im Sinne des 
§ 12 Abs. 1 des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes darstellen, werden auf den Höchstbetrag 
(Absatz 2) nicht angerechnet. § 1 Abs. 4 Nr. 3 
Buchstabe a ist in diesem Fall nicht anzu- 
wenden." 

2. In § 8 wird folgender Absatz 6 a eingefügt; 

„(6 a) Die Vorschrift des § 2 Abs. 6 ist erst- 
mals auf Sparbeiträge anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1968 geleistet werden." 


Artikel 3 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
vom 21. Februar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 137), 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1969 vom 
. . . 1969 (Bundesgesetzbl. I S. . . .) wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 3 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Prämien für Aufwendungen, die steuer- 
freie vermögenswirksame Leistungen im Sinne 
des § 12 Abs. 1 des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes darstellen, werden auf den Höchstbetrag 
(Absatz 2) nicht angerechnet. § 2 Abs. 4 Nr. 1 ist 
in diesem Fall nicht anzuwenden." 

2. In § 10 wird folgender Absatz 4 a eingefügt: 

„(4 a) Die Vorschrift des § 3 Abs. 6 ist erst- 
mals auf Aufwendungen anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1968 geleistet werden." 


Artikel 4 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, das Zweite Gesetz zur Förderung 
der Vermögensbildung der Arbeitnehmer in der 
nach diesem Gesetz geltenden Fassung mit neuem 
Datum und in neuer Paragraphenfolge bekanntzu- 
machen und selbst Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1969 in Kraft. 
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